ABTEILUNG FINANZANGELEGENHEITEN

Zahl: 1-4-1/01-26 (ab 1. Juli 2025) Bregenz, am 03. Dezember 2024
Erlass-41/0009 (bis 30. Juni 2025)
intern: 111a-430.000

Betreff: Richtlinien der Vorarlberger Landesregierung fiir

die Gewdhrung von Bedarfszuweisungen

Rechtliche Grundlage

Gesetz/Verordnung: Finanzausgleichsgesetz (FAG);
Beschluss der Vorarlberger Landesregierung vom

10.12.2024

I. ABSCHNITT
ALLGEMEINES

§ 1 — Aufbringung und Aufteilung

(1) Das Land Vorarlberg gewahrt den Vorarlberger Gemeinden und Gemeindeverbanden Be-
darfszuweisungen auf Grundlage des jeweils in Geltung befindlichen Finanzausgleichsge-
setzes (Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel).

(2) Die Vorarlberger Landesregierung kann diese Mittel bei entsprechendem Bedarf und nach
Maligabe der finanziellen Moglichkeiten des Landes in den jeweiligen Landesvoranschla-
gen mit zusatzlichen Landesmitteln aufstocken.



(3) Die Aufteilung der Mittel nach Abs. 1 und Abs. 2 erfolgt im Rahmen dieser Richtlinien nach
freiem Ermessen der Vorarlberger Landesregierung.

§ 2 — Arten der Bedarfszuweisungen

(1) Die Bedarfszuweisungen gliedern sich in strukturstarkende und in besondere Bedarfszu-
weisungen.

(2) Das Anteilsverhaltnis zwischen strukturstarkenden und besonderen Bedarfszuweisungen
wird jahrlich von der Vorarlberger Landesregierung festgelegt.

Il. ABSCHNITT
STRUKTURSTARKENDE BEDARFSZUWEISUNGEN

§ 3 — Begriff und Zielsetzung der strukturstarkenden Bedarfszuweisungen

(1) Strukturstarkende Bedarfszuweisungen sind nicht an bestimmte Vorhaben gebundene
Finanzzuweisungen an Gemeinden, welche das Ziel der Unterstiitzung strukturschwacher
Gemeinden sowie des landesinternen Finanzkraftausgleichs zwischen den Gemeinden
verfolgen.

(2) Die strukturstarkenden Bedarfszuweisungen werden jahrlich in zwei Raten ausbezahlt.
§ 4 — Kriterien fiir die Verteilung der strukturstarkenden Bedarfszuweisungen

Die von der Landesregierung jahrlich festzulegende Summe der strukturstarkenden Bedarfs-
zuweisungen wird dabei anhand nachstehender Kriterien (Parameter) auf die anspruchsbe-
rechtigten Gemeinden verteilt:

1. Pauschalbetrag von Euro 120.000 an alle Kleingemeinden mit weniger als 3.000 Einwoh-
ner als Sockelbeitrag zur Finanzierung der Grundausstattung von Kleingemeinden.

2. Pauschalbetrag von Euro 180.000 an jene Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohner
mit mehreren selbstdndigen Ortsteilen (mit Pflichtkriterium einer eigenen Schule) zur
teilweisen Abgeltung von Infrastrukturaufwendungen in rdumlich entfernten Ortsteilen.

3. Ausgleich fir Gemeinden mit unterdurchschnittlicher Bevélkerungsentwicklung mit Euro
600 pro unterdurchschnittlich zugenommenen Einwohner. Dabei wird die tatsachliche
Einwohnerzahl der Gemeinde jener fiktiven Einwohnerzahl gegenlibergestellt, die sich er-
geben hatte, falls die Gemeinde die gleiche prozentuelle Bevolkerungsentwicklung wie die
Summe aller Gemeinden in Vorarlberg erfahren hatte. Diese prozentuelle Bevolkerungs-
entwicklung wird ermittelt, in dem die Volkszahl per 31. Oktober des Vorvorjahres mit der
durchschnittlichen Volkszahl per 31. Oktober der drei vorangegangenen Jahre verglichen
wird.
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4. Pauschalbetrag von Euro 60.000 als Ausgleich fiir Gemeinden ohne Nahversorger mit
Vollsortiment, da diese Gemeinden im Allgemeinen eher Abwanderungstendenzen auf-
weisen.

5. Ausgleich fiir Gemeinden mit geringer Bevolkerungsdichte bezogen auf die Flache des
Siedlungsraumes:

Gemeinden mit einer Siedlungsraumflache bis 2.000 m? pro EW............cccu....... 0 Euro/EW
Gemeinden mit einer Siedlungsraumflache iber 2.000 bis 3.000 m? pro EW ...30 Euro/EW
Gemeinden mit einer Siedlungsraumflache Gber 3.000 bis 4.000 m? pro EW ...45 Euro/EW
Gemeinden mit einer Siedlungsraumflache Gber 4.000 m? pro EW................... 60 Euro/EW
Dieser Ausgleich erfolgt deshalb, da Gemeinden mit geringen Einwohnerzahlen (bezogen
auf bebaubare Flachen) ihre erhéhten Ausgaben fiir die FlachenerschlieBung (Wasser, Ka-
nal, Straflen) nur zum Teil Gber Interessentenbeitrage und Gebihren refinanzieren kon-
nen.

6. Ausgleich fir Gemeinden unter 10.000 Einwohner mit geringer Finanzkraft, wobei Ge-
meinden unter 80 % des Landesdurchschnittes 30 % des Unterschiedsbetrages auf die
80 % und Gemeinden zwischen 80 % und 85 % des Landesdurchschnittes 15 % des Unter-
schiedsbetrages auf die 85 % erhalten.

7. Ausgleich fiir jene Abgangsgemeinden, die in Summe im zweit- und drittvorangegangenen
Rechnungsjahr einen Fehlbetrag in der laufenden Gebarung aufweisen. Der Ausgleich be-
tragt 67 % des durchschnittlichen Fehlbetrages der beiden Rechnungsjahre, hochstens je-
doch Euro 180.000.

8. Pauschalabgeltung an die Vorarlberger Stidte von Euro 180.000 fiir die Ubernahme einer
Zentralortfunktion (mit Uberdrtlichen Aufgaben und Angeboten).

9. Die restlichen zur Verfligung stehenden Mittel werden als Ausgleich zwischen fiktivem
Finanzbedarf und tatsachlicher Finanzkraft (unter Berlicksichtigung der Ausgleichszahlung
laut Punkt 6.) ausbezahlt, wobei der Differenzbetrag zwischen Finanzbedarf und Finanz-
kraft einheitlich mit 75 % abgedeckt wird.

§ 5 — Finanzbedarf

Der Finanzbedarf, welcher eine fiktive GroRe darstellt, wird durch die Vervielfachung einer
von der Vorarlberger Landesregierung festzulegenden Ausgangsmesszahl pro Einwohner (Eu-
robetrag) mit der Einwohnerzahl der jeweiligen Gemeinde festgelegt. Die Einwohnerzahl be-
stimmt sich nach dem von der Bundesanstalt Statistik Osterreich in der Statistik des Be-
volkerungsstandes festgestellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober des zweitvorange-
gangenen Jahres nach den diesbezliglichen Bestimmungen des jeweils in Geltung befind-
lichen Finanzausgleichsgesetzes.

§ 6 — Finanzkraft

(1) Als Finanzkraft gilt die Summe der im Abs. 2 angefiihrten Gemeindeabgaben, Gemeinde-
ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben sowie sonstigen Transferein-
nahmen abziglich der im Abs. 2 angefiihrten Transferausgaben. Die Basis zur Berechnung
dieser Finanzkraft bilden die Abgaben, Transfereinnahmen und Transferausgaben des
Vorvorjahres.
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(2) Die Finanzkraft einer Gemeinde wird ermittelt aus

a.

m oo o

~ T T oo

den Grundsteuermessbetrdagen vervielfacht mit dem Hebesatz von 500 %,

zuziglich der Einnahmen aus der Spielbankabgabe,

zuziglich der Einnahmen aus der Kommunalsteuer,

zuzlglich der Gemeindeertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben,
zuzlglich der Finanzzuweisungen gemaR § 25, § 26 und § 27 Abs. 3 Finanzausgleichs-
gesetz 2024

zuziglich der Betrage, welche die Gemeinde von anderen Gemeinden aufgrund von
Betriebsansiedlungen oder -erweiterungen zum Ausgleich fir dadurch erlangte Vor-
teile oder dadurch geschaffene Belastungen erhilt, abzliglich der Betrage, welche die
Gemeinde an andere Gemeinden fiir diese Zwecke entrichtet, wobei diese Zahlungen
einer schriftlichen Grundlage bediirfen, aus der die Hohe und der genaue Zweck her-
vorgeht,

abziglich der Landesumlage,

abziglich der Sozialfondsbeitrage fir das betreffende Sozialfondsabgangsjahr,
zuziglich der Entlastungsbeitrage zu diesen Sozialfondsbeitragen,

abziglich der Spitalbeitrage fiir das betreffende Spitalabgangsjahr sowie

zuziglich der Beitragszuschiisse zu diesen Spitalbeitragen

(3) Die Finanzkraftkopfquote wird durch die Teilung der Finanzkraft durch die Einwohnerzahl
gemald § 5 gebildet. Die auf einen ganzen Eurobetrag gerundete Finanzkraftkopfquote je-
der einzelnen Gemeinde ist in weiterer Folge in Bezug zur auf einen ganzen Eurobetrag
gerundeten Finanzkraftkopfquote aller Gemeinden zu setzen. Der sich daraus ergebende
Wert ist danach kaufméannisch auf einen ganzen Prozentsatz zu runden.

lll. ABSCHNITT
BESONDERE BEDARFSZUWEISUNGEN

§ 7 — Begriff und Zweck

(1) Besondere Bedarfszuweisungen sind Finanzzuweisungen zu einzelnen Investitionsvor-
haben, Leistungen oder Bedurfnissen der Gemeinden. Da energetisch und 6kologisch op-
timiertes Bauen und Sanieren auch bei Kommunalbauten immer mehr an Relevanz ge-
winnt, werden seitens der Vorarlberger Landesregierung jene Gemeinden mit nachste-
henden Forderungsbestimmungen in besonderer Weise unterstiitzt, welche Kommunal-
bauten mit hoher Energieeffizienz sowie mit umweltfreundlichen Materialien errichten
oder sanieren.
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(2) Forderungswiirdige Investitionsvorhaben sind:

a.

der Neubau, die Erweiterung, die Sanierung, die Adaptierung von Pflichtschulen (wie
z.B. fir die schulische Ganztagsbetreuung, fiir die Mittags- und Nachmittagsbetreuung
oder fiir den integrativen Unterricht), wenn die Sanierungs- oder Adaptierungskosten
mindestens Euro 150.000 betragen und die Investitionen innerhalb von rund drei Jah-
ren getdtigt werden, sowie und die Anschaffung von Einrichtung im Rahmen dieser In-
vestitionsmaBnahmen und zudem Investitionen nach dem Bildungsinvestitionsgesetz
(BIG) fiir den Ausbau ganztagiger Schulformen unabhangig von der Hohe der diesbe-
ziiglichen Kosten,

. der Neubau, die Erweiterung und die Sanierung von Friedhofen mit zugeordneten

Bauten,

der Neubau und die Sanierung von Gehsteigen an LandesstralRen (jedoch ohne Grund-
abldsekosten) in Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern, falls die Gemeinde
dafiir Kostenanteile zu Ubernehmen hat,

. der Neubau, die Erweiterung, die Sanierung, die Adaptierung von Gemeindeamtsge-

bduden, wenn die Sanierungs- oder Adaptierungskosten mindestens Euro 150.000 be-
tragen und die Investitionen innerhalb von rund drei Jahren getatigt werden, sowie
die Anschaffung von Einrichtung im Rahmen dieser Investitionsmafnahmen,

. der Neubau, die Erweiterung die Sanierung, die Adaptierung von Kultursalen mit Biih-

ne oder mit mobilen Bihnenelementen und von Musikprobelokalen, wenn die Sanie-
rungs- oder Adaptierungskosten mindestens Euro 150.000 betragen und die Investi-
tionen innerhalb von rund drei Jahren getatigt werden, sowie die Anschaffung von
Einrichtung im Rahmen dieser Investitionsmalinahmen,

der Neubau, die Erweiterung und die Sanierung von Bau-, Abfall- und Altstoffsammel-
hofen mit zugeordneten Bauten, unter der Voraussetzung, dass diese von mindestens
zwei Gemeinden in Form einer Gemeindekooperation finanziert werden und dass der
Finanzierungsanteil der hauptfinanzierenden Gemeinde héchstens 85 % der Gesamt-
kosten betragt, und die Anschaffung von Einrichtung im Rahmen dieser Investitions-
malnahmen,

der Neu-, Erweiterungs- und Umbau sowie die Generalsanierung von Pflegeheimen in-
klusive der Einrichtung, unter der Voraussetzung, dass diese mit dem aktuellen regio-
nalen Bedarfs- und Entwicklungsplan des Landes fir pflegebedirftige Menschen in
Einklang stehen sowie den sozialpolitischen Zielen des Landes entsprechen und dass
deren zeitliche Realisierung mit dem Amt der Landesregierung akkordiert wird,

. die Errichtung, die Erweiterung, der Austausch und die Sanierung von Hackschnit-

zelfeuerungsanlagen, Holzpelletheizungen und Biomasse-Heizwerken, die der Behei-
zung kommunaler Gebaude dienen, sowie die Anschlusskosten kommunaler Gebdude
an derartige Anlagen.

(3) Sanierungen, Umbauten und Adaptierungen inklusive der dazugehérenden Einrichtung
von Pflichtschulen, Gemeindeamtsgebaduden, Kultursalen und Musikprobelokalen von
Gemeinden bis 1.300 Einwohner und jener Gemeinden von 1.301 bis einschlieRlich 5.000
Einwohner, deren Finanzkraft unter 90 % des Landesdurchschnittes liegt, werden eben-
falls mit gleichen Fordersatz wie fiir die in Abs. 2 lit. a, d und e genannten Objekte gefor-
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dert, unabhangig von der Hohe der diesbeziiglichen Kosten. Dies gilt auch fiir Vorhaben
von Gemeinden laut Abs. 2 lit. a, d und e, die in Form einer Gemeindekooperation durch-
gefuhrt und finanziert werden.

(4) Weiters werden Raume fiir die Elternberatung, fiir die Sauglingsfiirsorge, fur den Kran-
kenpflegeverein, fiir den mobilen Hilfsdienst, fiir die Touristeninformation sowie fiir Bi-
chereien — unter der Voraussetzung, dass sich diese Raume in einem Objekt laut Abs. 2
befinden — ebenfalls mit dem dafiir angefiihrten Férdersatz gefordert.

(5) Fir andere Vorhaben, Leistungen und Bediirfnisse der Gemeinden kénnen ebenfalls be-
sondere Bedarfszuweisungen gewahrt werden, falls dafiir bereits eigene Richtlinien be-
stehen oder die Landesregierung dies im Einzelfall beschliel3t.

§ 8 — Forderungsbemessungsgrundlage

(1) Bemessungsgrundlage fir die besonderen Bedarfszuweisungen ist bei allen Investitions-
vorhaben jener Aufwand, der sich bei einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmafi-
gen Ausflihrung des betreffenden Vorhabens ergibt.

(2) Bei Neubau-, Generalsanierungs- und Erweiterungsvorhaben werden folgende Kosten
berucksichtigt:

a. Die fir das Vorhaben angefallenen Grund- und Immobilienerwerbskosten oder bei
Tauschgeschéaften der von den Finanzbehorden anerkannte Grund- und Immobilien-
wert (zur Bemessung der Grunderwerbsteuer), sofern diese nicht mehr als 20 Jahre
(ab Investitionsbeginn) zuriickliegen, sowie allfallige Abbruchkosten.

b. Die Errichtungskosten im Sinne der ONORM B 1801-1 ,Bauprojekt- und Objektma-
nagement — Teil 1 Objekterrichtung” mit den Kostenbereichen 1 bis 9, wobei die for-
derbaren Kosten pro Kubikmeter umbauten Raumes mit Baukostenforderobergrenzen
(nach Gebaudeart und GroRRenkategorie gestaffelt) begrenzt sind (siehe Anhang). Bei
Pflegeheimen orientiert sich jedoch die Obergrenze an den Kosten pro Pflegebett,
wobei diese noch um einen prozentuellen Zuschlag, der sich aus dem Verhaltnis der
Sozialzentrumsfunktionsnutzflache gegeniiber jener des Pflegebereiches ergibt, er-
hoht werden kann. Darliber hinaus werden die Baukostenforderobergrenzen fiir Vor-
haben gemaR § 7 Abs. 2 lit. a, d, e, f und g nach Bewertungspunkten um nachstehende
Prozentzuschlage erhoht:

Kommunalgebidudeausweis ab 600 Bewertungspunkten > 3%
Kommunalgebaudeausweis ab 650 Bewertungspunkten > 4%
Kommunalgebaudeausweis ab 700 Bewertungspunkten > 5%
Kommunalgebaudeausweis ab 750 Bewertungspunkten > 6 %
Kommunalgebaudeausweis ab 800 Bewertungspunkten > 7%
Kommunalgebdudeausweis ab 850 Bewertungspunkten > 8%
Kommunalgebaudeausweis ab 900 Bewertungspunkten > 9%
Kommunalgebaudeausweis ab 950 Bewertungspunkten > 10%
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In diesen Baukostenforderobergrenzen sind auch allfallige Errichtungskosten von Pho-
tovoltaikanlagen, die im Zuge eines Neubaus, einer Erweiterung oder einer GroRsanie-
rung auf dem Forderobjekt errichtet werden, enthalten. Voraussetzung fir die For-
derbarkeit ist jedoch, dass der damit erzeugte Strom auch fiir das Férderobjekt ge-
nutzt wird. Falls ein anfallender Stromiiberschuss ins Netz eingespeist wird, ist eine
Forderbarkeit in dem AusmalR maglich, das dem Verhaltnis zwischen Jahresstromver-
brauch des Forderobjekts und der Jahresstromerzeugung im langjahrigen Durchschnitt
entspricht.

Die Baukostenforderobergrenzen werden regelmalig an den Baupreisindex ange-
passt, wobei bei einem konkreten Investitionsvorhaben jene Werte heranzuziehen
sind, die zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Investitionsvorhabens Giiltigkeit haben.
Allfallige Miet-, Adaptierungs- oder Anschaffungskosten von (provisorischen) Ersat-
zunterrichtsraumen in der Bau- bzw. Sanierungsphase von Pflichtschulen, welche nach
den Bestimmungen von Abs. 2 lit. b in Verbindung mit § 7 Abs. 2 lit. a gefordert wer-
den.

. SchulsportauBenanlagen, schulisch genutzte Kunstrasen- und Spielplatze sowie Klein-

bauvorhaben mit einem Bruttorauminhalt unter 1.000 m? umbauter Raum zdhlen
ebenfalls zu den forderbaren Investitionen gemald § 7 Abs. 2 lit. a, fir die allerdings
die Bestimmungen betreffend Baukostenférderobergrenzen und Férderzuschldagen
aufgrund der Bewertungspunkte des Kommunalgeb3daudeausweises keine Anwendung
finden.

(3) Folgende Kosten sind aus der Forderungsbemessungsgrundlage auszuscheiden:

a.
b.

ErschlieBungskosten auRerhalb des Bauareals

Kosten flr Besichtigungsfahrten, Verpflegung und Bewirtung mit Ausnahme der Spa-
tenstichfeier, des Richtfestes und der Eroffnungsfeier

Kosten fur Strom, Wasser, Kanal, Mill, Heizung und Reinigung, die nach Inbetrieb-
nahme (bzw. Fertigstellung) des Investitionsvorhabens anfallen

. Interne (Personal)kosten der Gemeinden fiir die Durchfiihrung allfélliger Bauplanungs-

, Bauleitungs- und Bauaufsichtsleistungen, die fiir Investitionsvorhaben von Gemein-
den, von Gemeindeverbanden, von Gemeinde-Immobiliengesellschaften oder von
sonstigen kommunalen Organisationen erbracht werden, mit Ausnahme interner Ver-
umlagungskosten geleisteter Gemeindearbeiterstunden

. Rechts- und Beratungskosten bei der Investitionsfinanzierung oder bei allfdlligen

Rechtsstreiten mit Baufirmen und Lieferanten sowie Finanzierungskosten (z.B. Bauzin-
sen)

(4) Sollten fiir forderbare Vorhaben laut § 7 Abs. 2 lit. a Fordermittel nach dem Bildungsinves-
titionsgesetz (BIG) gewahrt werden, so vermindern diese nicht die férderbaren Investiti-
onskosten.

(5) Bei VerstolRen gegen die Bestimmungen gemal Abs. 1 kann die Forderungsbemessungs-
grundlage ebenfalls entsprechend gekirzt werden.
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§ 9 — Forderungsausmaf}

(1) Die Forderungsgrundleistung betragt fir die im § 7 Abs. 2 lit. a angefiihrten Objekte 23 %,
fir die in § 7 Abs. 2 lit. b und c angefiihrten Objekte 15 %, fiir die in § 7 Abs. 2 lit. d ange-
fihrten Objekte 13 %, fur die in § 7 Abs. 2 lit. e angefiihrten Objekte 8 %, fiir die in § 7
Abs. 2 lit. f angeflihrten Objekte 18 %, fir die in § 7 Abs. 2 lit. g angefihrten Objekte 38 %
sowie fur die in § 7 Abs. 2 lit. h angefiihrten Objekte 35 % der Bemessungsgrundlage.

(2) Forderzuschlage nach der GemeindegrofRe werden — nach Einwohnerzahl gestaffelt — fur
die in § 7 Abs. 2 lit. a bis f angeflihrten Investitionsvorhaben wie folgt gewahrt:

bis
bis
bis
bis
bis
bis
bis
bis
bis
bis

600 Einwohner
700 Einwohner
800 Einwohner
900 Einwohner
1.000 Einwohner
1.100 Einwohner
1.200 Einwohner
1.300 Einwohner
1.400 Einwohner
1.500 Einwohner

N2

V20 20 20 20\ 20\ 28\ 28\ 2\

10 %-Punkte
9 %-Punkte
8 %-Punkte
7 %-Punkte
6 %-Punkte
5 %-Punkte
4 %-Punkte
3 %-Punkte
2 %-Punkte
1 %-Punkte

(3) Forderzuschlage nach der Finanzkraftkopfquote werden fiir die in § 7 Abs. 2 lit. a bis f an-

gefiihrten Investitionsvorhaben wie folgt gewahrt:

Gemeinden mit einer unterdurchschnittlichen Finanzkraftkopfquote erhalten fir je-
den %-Punkt Differenz zwischen der durchschnittlichen Finanzkraftkopfquote aller
Gemeinden und ihrer Finanzkraftkopfquote einen Forderzuschlag von % %-Punkt.

(4) Forderzuschlage aufgrund der Bewertungspunkte des Kommunalgebdudeausweises wer-
den zu den Errichtungskosten gemal § 8 Abs. 2 lit. b flir Neu- und Erweiterungsbauten
sowie flr Generalsanierungen (= umfassende Sanierung) der in § 7 Abs. 2 lit. a und lit. d
bis g angefiihrten Kommunalgebaudetypen wie folgt gewahrt:

Kommunalgebaudeausweis ab 600 Bewertungspunkten
Kommunalgebaudeausweis ab 650 Bewertungspunkten
Kommunalgebdudeausweis ab 700 Bewertungspunkten
Kommunalgebaudeausweis ab 750 Bewertungspunkten
Kommunalgebaudeausweis ab 800 Bewertungspunkten
Kommunalgebdudeausweis ab 850 Bewertungspunkten
Kommunalgebaudeausweis ab 900 Bewertungspunkten
Kommunalgebaudeausweis ab 950 Bewertungspunkten

N 20\ 20\ 28\ 20\ 28\ 20\ %

1 %-Punkte
1% %-Punkte
2 %-Punkte
2% %-Punkte
3 %-Punkte
3% %-Punkte
4 %-Punkte
4% %-Punkte
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Dieser Zuschlag kann jedoch friihestens nach Fertigstellung des Vorhabens und nach Vor-
lage des endgiiltigen und bestatigten Kommunalgeb3dudeausweises ausbezahlt werden.
Dieser Kommunalgebdudeausweis ist von einer nicht in den Planungs- und Ausfiihrungs-
prozess des jeweiligen Gebdudes eingebundenen Fachperson zu erstellen, wobei diese
uber einen ,,Befdahigungsnachweis zum Umgang mit Kommunalgebdaudeausweisen” zu
verfligen hat.

(5) Der Fordersatz, der sich aus der Forderungsgrundleistung, den Férderzuschlagen nach der
GemeindegroBe und der Finanzkraftkopfquote jedoch ohne den Forderzuschlag aufgrund
der Bewertungspunkte des Kommunalgebdudeausweises zusammensetzt, darf maximal
50 % betragen.

(6) Falls Gemeinden fiir forderungswirdige Vorhaben gemal} § 7 Abs. 2 lit. e (Kultursale und
Musikprobelokale) Forderbeitrage an Dritte (z.B. an Pfarreien oder Vereine) gewahren,
werden den Gemeinden zwei Drittel dieser Forderbeitrage aus besonderen Bedarfszuwei-
sungen ersetzt. Die Hohe der besonderen Bedarfszuweisungen ist jedoch ebenfalls mit
zwei Drittel der moglichen Férderung bei theoretischer Eigenrealisierung des Vorhabens
durch die Gemeinde limitiert.

(7) Forderungen aus besonderen Bedarfszuweisungen fiir einzelne Vorhaben, welche weniger
als Euro 3.000 betragen, werden — aul3er bei der Forderung von schulischen Investitionen
nach dem Bildungsinvestitionsgesetz (BIG) — nicht ausbezahlt.

(8) Bei berticksichtigungswiirdigen Umstanden kann die Landesregierung den Fordersatz fiir
die Investitionsvorhaben gemaR § 7 Abs. 2 lit. a bis lit. f individuell festlegen, damit die
langfristige Finanzierbarkeit des Investitionsvorhabens gesichert ist. Dabei kann jedoch
die Bereitschaft (und Moglichkeit) der Gemeinde zum Eigenmitteleinsatz (Gebihren- und
Steuerreserven, VermogensverduRerungen etc.) sowie zur Realisierung von Einsparpoten-
zialen bei der Foérderungsbemessung beriicksichtigt werden.

(9) Der Fordersatz, der im Rahmen der definitiven Forderzusage erteilt wird, ist auch bei zeit-
lich langer andauernden Investitionsvorhaben beizubehalten, auch wenn sich die Zuschla-
ge nach GemeindegroBe oder Finanzkraftkopfquote mittlerweile gedndert haben sollten.
Eine nachtragliche Kiirzung des Férdersatzes hat jedoch immer dann zu erfolgen, falls sich
nach Endabrechnung des Vorhabens bei Berlicksichtigung aller anderen gewdhrten Forde-
rungen (EU-Férderprogramme, Bundes- und sonstige Landesférderungen) eine Uberfor-
derung und damit Uberfinanzierung ergeben sollte.

§ 10 — Forderansuchen

(1) Besondere Bedarfszuweisungen fir die Investitionsvorhaben gemal § 7 Abs. 2 lit. a bis h
werden nur auf Antrag gewahrt. Die Antrdage konnen wahrend des Jahres (keine Termin-
vorgabe) beim Amt der Landesregierung unter Verwendung der aufgelegten Antragsfor-
mulare samt den in Abs. 2 angefiihrten Beilagen eingebracht werden. Die Antrage haben
zusatzlich genaue Angaben Uber die erledigten, laufenden und kiinftig beabsichtigten
Forderansuchen bei anderen Rechtstrdagern oder Dienststellen zu enthalten.
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(2) Folgende Beilagen sind dem Antrag beizuschlieSen:

a.
b.
C.

Plane, falls diese fiir die weitere Bearbeitung des Antrages erforderlich sind,

eine nachvollziehbare Kostenberechnung,

die Baugenehmigung, falls eine solche nach baurechtlichen Vorschriften erforderlich
ist,

. ein Finanzierungsplan, falls dies nach Art und Umfang des zu féordernden Vorhabens

notwendig erscheint, falls diese fiir die weitere Bearbeitung des Antrages erforderlich
sind,

. ein Nachweis (iber ein vertraglich abgesichertes Bestandsverhaltnis, falls sich das zu

fordernde Investitionsvorhaben nicht im Eigentum einer Gemeinde, eines Gemeinde-
verbandes oder einer sonstigen kommunalen Institution befindet. Fir den Fall, dass
das abgeschlossene Bestandsverhaltnis flir eine Dauer von weniger als 25 Jahren gilt,
ist die Forderung aus besonderen Bedarfszuweisungen zu kiirzen, und zwar um 4 % fir
jedes Jahr, welches auf die 25 Jahre fehlt.

§ 11 — Forderzusage

(1) Die Zusage fir die Gewdhrung von besonderen Bedarfszuweisungen hat schriftlich zu er-
folgen und kann zusétzlich Bedingungen und Auflagen enthalten. Bei forderbaren Investi-
tionsvorhaben, die nach baurechtlichen Vorschriften eine Genehmigung erfordern, wird
die Forderzusage grundsatzlich erst nach Vorliegen der Baugenehmigung bzw. friihestens
nach der Projekteinreichung bei der fiir die Baugenehmigung zustandigen Behérde erteilt.

(2) In der Zusage ist — nach Moglichkeit — auszubedingen, dass

a.

die Gemeinde den Organen des Landes Uberpriifungen des geférderten Vorhabens
durch Einsicht in alle Blicher, Belege und Unterlagen sowie durch Besichtigungen an
Ort und Stelle gestattet und die erforderlichen Auskiinfte erteilt,

die Gemeinde samtliche Forderansuchen vor und nach der Antragstellung zum glei-
chen Vorhaben bei anderen Rechtstrdagern oder Dienststellen der fiir die Gewdhrung
der Forderung zustdndigen Abteilung oder Dienststelle mitteilt,

die Gemeinde bei der Vergabe von Leistungen die Prinzipien der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und ZweckmaRigkeit zu beachten hat,

. das geforderte Vorhaben fiir die Dauer von mindestens 25 Jahren widmungsgemalR zu

verwenden ist, d.h. sofern und sobald das geférderte Objekt fir einen anderen als fir
den geforderten Zweck verwendet wird, ist dies umgehend mitzuteilen,

. die Gemeinde einen schriftlichen Verwendungsnachweis (das sind Kostenaufstellun-

gen im Sinne des § 13) Gbermittelt,

die Gemeinde der Datenverwendung bzw. Datenveroffentlichung gemald § 5 der ,All-

gemeinen Forderungsrichtlinie der Vorarlberger Landesregierung (AFRL)"” zustimmt,

die Zusage ihre Wirksamkeit verliert und gewadhrte besondere Bedarfszuweisungen

zurickzuerstatten sind, wenn

1. die besonderen Bedarfszuweisungen aufgrund unrichtiger oder unvollstandiger
Angaben der Gemeinde erlangt wurden,

2. nicht binnen 1 % Jahren nach Erteilung der Zusage mit der Ausflihrung des
Investitionsvorhabens begonnen wird,
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die besonderen Bedarfszuweisungen widmungswidrig verwendet werden,
Uberpriifungen durch Organe des Landes verweigert oder behindert werden,

5. im Falle der schuldhaften Nichterfiillung von vorgeschriebenen Bedingungen und
Auflagen der urspriinglich beabsichtigte Forderungszweck bzw. das
Forderungsziel nicht oder nur in unzureichendem Male erfillt wird.

B

(3) Falls besondere Bedarfszuweisungen zurlickzuerstatten sind, weil das geférderte Investi-
tionsvorhaben innerhalb der Dauer von 25 Jahren nicht mehr im Sinne des eigentlichen
Forderungszweckes verwendet wird, so ist fir den Zeitraum, in welchem eine forde-
rungswidrige Verwendung erfolgte, fiir jedes Jahr 4 % der urspriinglichen Férderung zu-
rickzuerstatten. Sollte jedoch das geforderte Investitionsobjekt innerhalb von 25 Jahren
nach Inbetriebnahme ganz oder teilweise untergehen, so ist unter der Voraussetzung ei-
nes kompletten oder teilweisen Versicherungsersatzes die urspriinglich gewahrte Forde-
rung mit dem aliquoten Anteil des Versicherungsersatzes, maximal jedoch 100 %, zurlick-
zuerstatten.

(4) Besondere Bedarfszuweisungen, die gemaR Abs. 2 lit. g zuriickzuzahlen sind, sind vom
Tage des Rickforderungsanspruches an bis zur génzlichen Riickzahlung mindestens mit
dem fiir diesen Zeitraum jeweils geltenden Referenzzinssatz (laut Website der Osterrei-
chischen Nationalbank) kontokorrentmaRig zu verzinsen.

(5) Ein Verzicht beziiglich der Verrechnung von Zinsen fiir zuriickzuerstattende besondere
Bedarfszuweisungen ist in besonders begriindeten Fallen moglich.

(6) Die Gemeinde ist in der Zusage darauf hinzuweisen, dass sich derjenige, der eine ihm ge-
wahrte Forderung missbrauchlich zu anderen Zwecken als zu jenen verwendet, zu denen
sie gewahrt worden ist, gemald § 153b des Strafgesetzbuches strafbar macht.

§ 12 — Férderungsauszahlungsmodus

(1) Besondere Bedarfszuweisungen fiir Investitionsvorhaben gemaR § 7 Abs. 2 lit. a bis h kon-
nen als direkte Investitionskostenzuschisse oder in Form von verzinsten Kapitalraten ge-
wahrt werden.

(2) Beim Auszahlungsmodus mittels verzinster Kapitalraten gelten folgende Detailbestim-
mungen:

a. Es gibt im Jahr zwei Auszahlungstermine der Kapitalraten, jeweils am Halbjahresende.

b. Die Dauer des Kapitalratenzeitraumes ist mit 15 Jahren limitiert.

c. Erst ab dem drittfolgenden Kalenderjahr nach Baufertigstellung erfolgt eine Verzin-
sung der noch offenen besonderen Bedarfszuweisungen zu einem marktkonformen
Zinssatz.

d. Die halbjahrlichen Kapitalraten erhéhen sich danach um die angefiihrte Zinskompo-
nente.

e. Mit der Kapitalratenzahlung der Férderung kann bereits nach Bezahlung von rund ei-
nem Drittel der prognostizierten Kosten begonnen werden.
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f. Nach Feststellung der tatsachlich angefallenen Investitionskosten und der endgiiltigen
Hohe der Forderung erfolgt nachtraglich eine Férderungsaufrollung.

g. Je nach budgetédrer Lage der Bedarfszuweisungsmittel kann der offene Férderungsrest
jeweils am Halbjahresende in Form eines Einmalbetrages ausbezahlt werden.

§ 13 — Férderungsauszahlung

(1) Die Auszahlung der besonderen Bedarfszuweisungen (Direktzuschiisse oder Kapitalraten)
erfolgt nur aufgrund der Vorlage einer Kostenaufstellung, die nach Moéglichkeit in Form
einer Excel-Tabelle auf digitalem Wege vorzulegen ist.

(2) Die Kostenaufstellung hat zwingend das Haushaltsjahr, den Tag der Zahlung oder der Ver-
buchung, die Belegnummer, den Zahlungsempfanger, den genauen Zahlungszweck und
den bezahlten Betrag zu enthalten. Bei Vorhaben mit der Moglichkeit des Vorsteuerabzu-
ges ist nur der Nettobetrag anzufiihren.

§ 14 — Férderungskontrolle

(1) Die besonderen Bedarfszuweisungen sind stichprobenartig von der fir die Gewdhrung
zustandigen Abteilung oder von anderen von ihr beauftragten Abteilungen des Amtes der
Landesregierung oder von sonstigen Stellen in Bezug auf ihre widmungsgemaRe Verwen-
dung zu kontrollieren. Dabei ist zu Gberprifen, ob die geférderten Mallnahmen ord-
nungsgemalR erbracht und die in der Forderzusage ausbedungenen Auflagen und Bedin-
gungen erfillt wurden.

(2) Die Kontrolle der widmungsgemaRen Verwendung der gewahrten besonderen Bedarfs-
zuweisungen hat durch Einsicht in die betreffenden Blicher, Belege und Unterlagen und
durch Kontrollen an Ort und Stelle (Lokalaugenschein) zu erfolgen. Die Kontrolldichte sol-
cher Vorortkontrollen hat sich nach dem Gefahrenpotential einer missbrauchlichen For-
derungsverwendung sowie dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu richten.

(3) Uber jede Kontrolle ist ein Bericht abzufassen, der Folgendes zu enthalten hat:
Datum und Ort der Kontrolle,

Gegenstand des geforderten Investitionsvorhabens (Beschreibung),

Hohe der gewdhrten besonderen Bedarfszuweisungen,

Angaben Uber Art und Umfang der Kontrolle,

allfallige Abweichungen der Investitionsausfiihrung gegenliber dem Plan,
allfallig festgestellte Beanstandungen einschlieflich der Notwendigkeit, die Behebung
des Mangels durchzufihren,

g. allfdllige weitere forderungsrelevante Tatsachen,

h. Zeitdauer der Kontrolle,

i. Name und Unterschrift des Kontrollierenden.

Mmoo oW
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§ 15 — Forderungsmissbrauch

GemalR § 78 der Strafprozessordnung ist die fiir die besonderen Bedarfszuweisungen zustan-
dige Abteilung im Amt der Landesregierung zur Anzeige der ihnen in ihrem gesetzmaRigen
Wirkungsbereich bekannt gewordenen strafbaren Handlungen an die Staatsanwaltschaft
oder eine Sicherheitsbehdrde verpflichtet.

IV. ABSCHNITT
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 16 — Forderungsevidenz

Die ausbezahlten Bedarfszuweisungen sind zentral in der vergebenden Abteilung im Amt der
Landesregierung zu erfassen.

§ 17 — Verwendung von Begriffen

Soweit in diesen Richtlinien Begriffe verwendet werden, kommt ihnen keine geschlechtsspe-
zifische Bedeutung zu. Sie sind bei der Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils
geschlechtsspezifischen Form zu verwenden.

§ 18 — Inkrafttreten und Ubergangsbestimmungen

(1) Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Janner 2025 in Kraft und gelten bis auf weite-
res.

(2) Zur Ermittlung der Finanzkraft fir das Jahr 2025 werden abweichend von § 6 Abs. 2 lit. e
die im Vorvorjahr erzielten Einnahmen aus den Finanzzuweisungen gemal} § 24 und § 25
Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz 2017 herangezogen.
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ANHANG

Baukostenforderobergrenzen ab 01.01.2025:

Objektart BRI < 5.000 m3 | BRI <10.000 m® | BRI <20.000 m® | BRI >20.000 m?
pro m3 pro m? pro m3 pro m?
Pflichtschulb it
. 'c .sc dibau mi - Euro 881,-- Euro 825,-- Euro 771,--
integrierter Turnhalle
Pflichtschulb h
rrichtschufbal ohne Furo 926, | Euro 907, ; ;
integrierte Turnhalle
Kultursaal mit Bihne und
. - Euro 847,-- Euro 779,-- Euro 715,--

Musikprobelokale
Mehrzwecksaal

. . Euro 910,-- Euro 862,-- - -
mit Nebenrdumen
Gemeindeamts-

.. - Euro 1.009,-- Euro 962,-- Euro 914,--

gebaude
Freistehende

. - Euro 914,-- - -
Leichenhalle
Freistehende 1-fach Halle 2-fach Halle 3-fach Halle
Turnhalle Euro 694,-- Euro 613,-- Euro 550,--

Bei Pflegeheimbauten gelten nachstehende Baukostenférderobergrenzen pro Pflegeheim-

bett:

- Kleinere Heime mit 2 Stationen (1 bis 36 Betten):

- Mittlere Heime mit 3 Stationen (37 bis 54 Betten):
- GroRere Heime mit 4 Stationen (55 bis 72 Betten):
- GroRheime mit liber 4 Stationen (Uber 72 Betten):

Euro  309.000,--
Euro 279.000,--
Euro  264.000,--
Euro  254.000,--

Die angefiihrten Baukostenforderobergrenzen beinhalten Kosten der Grundstiicksaufschlie-
Bung, des Bauwerkes (Rohbau, Technik, Ausbau), der Einrichtung, der AuRenanlagen, der
Honorare und Nebenkosten. Nicht enthalten darin sind die anteiligen Grunderwerbkosten
und allfdllige Abbruchkosten sowie die Umsatzsteuer fiir den Fall, dass die Gemeinde beim
ggs. Bauvorhaben keinen Vorsteuerabzug geltend machen kann. Um diese Kosten kénnen die
Baukostenforderobergrenzen noch entsprechend erh6ht werden.

Sollte sich bei einem Investitionsvorhaben eine Baukostenforderobergrenze fiir das Gesamt-
objekt ergeben, die kleiner ist als die Baukostenforderobergrenze der nachstkleineren Ob-
jektgroRenkategorie (d.h. ein Objekt mit einem BRI von 5.000 m3, 10.000 m*® oder 20.000 m?
bzw. ein Pflegeheim mit 36, 54 oder 72 Pflegebetten), so ist als Baukostenférderobergrenze
fiir das betreffende Investitionsvorhaben der hochstmogliche Wert der Baukostenforder-
obergrenze der nachstkleineren ObjektgrofRenkategorie heranzuziehen.

Seite 14




	I. ABSCHNITT ALLGEMEINES
	§ 1 – Aufbringung und Aufteilung
	§ 2 – Arten der Bedarfszuweisungen

	II. ABSCHNITT STRUKTURSTÄRKENDE BEDARFSZUWEISUNGEN
	§ 3 – Begriff und Zielsetzung der strukturstärkenden Bedarfszuweisungen
	§ 4 – Kriterien für die Verteilung der strukturstärkenden Bedarfszuweisungen
	§ 5 – Finanzbedarf
	§ 6 – Finanzkraft

	III. ABSCHNITT BESONDERE  BEDARFSZUWEISUNGEN
	§ 7 – Begriff und Zweck
	§ 8 – Förderungsbemessungsgrundlage
	§ 9 – Förderungsausmaß
	§ 10 – Förderansuchen
	§ 11 – Förderzusage
	§ 12 – Förderungsauszahlungsmodus
	§ 13 – Förderungsauszahlung
	§ 14 – Förderungskontrolle
	§ 15 – Förderungsmissbrauch

	IV. ABSCHNITT SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	§ 16 – Förderungsevidenz
	§ 17 – Verwendung von Begriffen
	§ 18 – Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

	Anhang

